
 

 

 

Entscheidung über die UVP-Pflicht wegen einer Planänderung vor  

Fertigstellung des Vorhabens  

der 110 –kV-Ltg. Heide – Strübbel aufgrund von Änderungen an Arbeitsflächen 

und Wegesicherung in den Gemeinden Reinsbüttel, Strübbel und der Stadt 

Heide 

 

Feststellung gem. § 9 des Gesetzes über die  

Umweltverträglichkeitsprüfung  

 

Bekanntmachung des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur 

und Digitalisierung des Landes Schleswig-Holstein -Amt für Planfeststellung Energie- 

v. 25.05.2020 – Az.: AfPE 14- 667-Entscheidungen UVP-Pflicht-41 

 

Die Schleswig-Holstein Netz AG (SHNG) hat im Rahmen der laufenden Planung am 

o.g. Vorhabens festgestellt, dass Anpassungen am festgestellten Plan in den o.g. 

Gemeinden nötig sind.  

Die Inhalte der Planänderung umfassen den letzten Bauabschnitt zwischen Süder-

deich und Strübbel. Die Erweiterung der Arbeitsflächen ist u.a. für die anstehenden 

Gründungsarbeiten erforderlich. So müssen die Masten 54N, 61N, 72N und 73N auf-

grund angrenzender empfindlicher Asbestzementleitungen bzw. angrenzender Ge-

wächshäuser erschütterungsfrei gegründet werden. Aufgrund der Größe des Bohrge-

räts und der räumlichen Verhältnisse sind die Bestandsmasten zu versetzen, um 

Baufreiheit für das Gründungsgerät zu schaffen. An Mast 61N ist aufgrund der be-

grenzten räumlichen Verhältnisse ein Grabenabschnitt dauerhaft zu verrohren. Zu-

dem muss zur Herstellung des westlichen Eckstielkopfes das an Mast 53N angren-

zende Kleingewässer im Böschungsrandbereich temporär verfüllt werden. Des Wei-

teren sind Wegeverstärkungen auf 4 Gemeindewegen von etwa 2.388 m notwendig, 

um Schäden an den Straßen bzw. den Banketten sicher ausschließen zu können. 

 

Durch die Wegesicherung und die erweiterten Arbeitsflächen kommt es zu einer 

temporären Flächen-inanspruchnahme in einer Größenordnung von ca. 25.000 m². 

Ein dauerhafter Flächenverbrauch ist lediglich sehr kleinräumig in Form von Bankett-

verstärkungen erforderlich. Gesetzlich geschützte Biotope werden in Form eines 



 

 

Kleingewässers durch die Planänderung lediglich temporär in Anspruch genommen. 

Es können im Sinne des UVPG erhebliche Beeinträchtigungen auf die Schutzgüter 

Fläche, Boden, Wasser, Klima und Luft, Pflanzen, Tiere, biologische Vielfalt, Land-

schaft, Mensch, Kultur- und Sachgüter unter Berücksichtigung weiterer kumulieren-

der Vorhaben ausgeschlossen werden.  Aufgrund der Bestands- und Vorbelastungs-

situation im relevanten Betrachtungsbereich und der geringen Wirkintensität des 

Vorhabens, können erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen sicher ausgeschlos-

sen werden. Dem Ergebnis der vom Vorhabenträger erstellten UVP-VP kann gefolgt 

werden.  

Erhebliche Auswirkungen auf den gesetzlich geschützten Biotopen, Schutzgebiete 

wie NSGs, LSGs, Natura 2000 Gebiete, Nationalparke oder Denkmale oder das Bio-

topverbundsystem können aufgrund der geringen und zeitlich begrenzten Eingriffsin-

tensität und der räumlichen Entfernung zu den Gebieten sicher ausgeschlossen wer-

den. 

 

Nach Umsetzung des Vorhabens stehen die verlustigen Flächen umgehend wieder 

der ursprünglichen Nutzung zur Verfügung. Maßnahmen zur schutzgutbezogenen 

Vermeidung und Minimierung sowie zum Ausgleich und Ersatz werden vorgesehen 

(Realkompensation Ökokonto) und können umgesetzt werden. Es kommt zu einer 

vergleichsweise sehr geringfügigen Veränderung im Umfang von temporären Eingrif-

fen oder geringfügigen dauerhaften Eingriffen in Natur und Landschaft i.S.d. § 14 

BNatSchG i.V. mit § 8 LNatSchG. Um Konflikte mit der Fauna und hinsichtlich des 

besonderen Artenschutzes nach § 44 (1) BNAtSchG zu vermeiden gelten bestimmte 

Bauzeitverbote oder es können weitere Vermeidungsmaßnahmen geplant und um-

gesetzt werden. Zur Kompensation der Eingriffe Natur und Landschaft stehen geeig-

nete Ökokonten im gleichen Naturraum zur Verfügung. 

 

Die Prüfung hat ergeben, dass keine entsprechenden Auswirkungen oder besonde-

ren örtlichen Gegebenheiten gemäß Anlage 3 UVPG vorliegen und dass nicht mit 

erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt, die nach § 25 UVPG zu berücksichtigen 

sind, zu rechnen ist. Zudem soll die zuständige Behörde gemäß § 22 Abs. 2 UVPG 

von einer erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit absehen, wenn zusätzliche erhebli-

che oder andere erhebliche Umweltauswirkungen nicht zu besorgen sind oder solche 



 

 

Umweltauswirkungen durch die vom Vorhabenträger vorgesehenen Vorkehrungen 

ausgeschlossen werden. 

 

Anhand einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls gem. § 9 des Gesetzes über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in seiner aktuellen Fassung, hat das Mi-

nisterium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung des 

Landes Schleswig-Holstein -Amt für Planfeststellung Energie-, festgestellt, dass kei-

ne Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, da 

erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht zu erwarten sind. Diese Feststel-

lung ist nach § 5 (3) UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

 

Nach den Bestimmungen des Informationszugangsgesetzes (IZG-SH) für das Land 

Schleswig-Holstein in seiner aktuellen Fassung ist eine Einsichtnahme in diese Fest-

stellung und die ihr zugrundeliegenden Unterlagen auf Antrag beim Ministerium für 

Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung des Landes 

Schleswig-Holstein -Amt für Planfeststellung Energie-, Mercatorstr. 5, 24106 Kiel, 

möglich. 


